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Kommunalpolitische Forderungen des                                       
DGB Kreisverbandes Wiesbaden Rheingau-Taunus  

 
Sieben-Punkte-Papier zur Kommunalwahl 2026 in Wiesbaden 

  

 

1. Kommunale Aufträge nur an Betriebe mit Guter Arbeit! 
2. Wiesbaden braucht weiterhin mehr bezahlbaren Wohnraum! 
3. Gute Ausstattung von Kindertagesstätten und (Berufs-)Schulen! 
4. In Wiesbaden darf es keinen Platz für Rassismus, Antisemitismus 

und demokratiefeindliche Bewegungen geben! 
5. Wiesbaden muss mehr für die Gleichstellung der Geschlechter 

tun! 
6. Wiesbaden braucht einen starken ÖPNV und eine Verkehrs-

wende! 

7. Wiesbaden muss sich für friedensfördernde Maßnahmen einset-
zen! 

 
 

Die Wahlen in den Kommunen sind das Fundament unserer demokrati-
schen Gesellschaft, da sie die direkte Teilhabe der Bürgerinnen und Bür-
ger an der Gestaltung ihrer unmittelbaren Lebensumgebung ermögli-
chen.  

Insofern sind Kommunalwahlen mehr als nur ein politisches Ereignis – sie 
sind vielmehr eine Gelegenheit für uns alle, die Zukunft unserer Städte, 
Gemeinden und Landkreise aktiv mitzugestalten. Vor Ort werden wich-
tige Entscheidungen getroffen, die direkten Einfluss auf unser tägliches 
Leben haben. Es geht um die Aufgaben der Daseinsvorsorge, die Entwick-
lung von Infrastruktur, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen, soziale 
Dienste, bezahlbares Wohnen, öffentlichen Personennahverkehr, Um-
weltschutz und nicht zuletzt gute Arbeit und vielem mehr.  

Dies gilt selbstverständlich auch für die Landeshauptstadt Wiesbaden. 
Die Landeshauptstadt muss ein attraktiverer und sozial gerechter Ort 
zum Wohnen, Leben und Arbeiten sein. Gute Arbeit und eine soziale Ge-
sellschaft sind dabei wesentliche Ziele. Als DGB-Kreisverband wollen wir 
hierzu einige Anregungen geben und dabei vor allem die Interessen der 
Beschäftigten vertreten.  

Zugleich wollen wir dazu aufrufen, wählen zu gehen! 
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1. Kommunale Aufträge nur an Betriebe mit guter Arbeit! Gute Arbeit für Be-
schäftigte im öffentlichen und privatisierten Sektor! 
Die besten Betriebe vor Ort müssen die kommunalen Aufträge bekommen – 
nicht die billigsten. Eine kluge Vergabe öffentlicher Aufträge sorgt dafür, dass 
nur die Betriebe zum Zug kommen, die sich an geltende Gesetze, Tarifverträge 
oder Mindestlöhne halten, die ausbilden und für gute Arbeits-, Ausbildungs- 
und Wirtschaftsbedingungen sorgen. Das stärkt auch die regionale Wirtschaft. 
Die billigsten Anbieter verweigern ihren Beschäftigten meist einen fairen Lohn 
und gute Arbeitsbedingungen oder die Einhaltung von Umweltstandards. Zur 
Absicherung bestehender Kriterien braucht es ausreichend und fair bezahltes 
Personal. Sogenannte „Dauerbefristungen“ sind durch solide Arbeitsverträge 
zu ersetzten. Der Abbau von Leiharbeit muss Daueraufgabe bleiben. 
Im Bereich der Daseinsvorsorge sind öffentliche Rechtsformen stets vorzuzie-
hen. Privatisierungen in der außerschulischen Kinder- und Jugendbildung, in 
Kindertagesstätten, der Schulsozialarbeit und in Jugendzentren erachten wir 
als ungeeignet.  
 
Für die Gesundheitsversorgung, insbesondere in der Kranken- und Alten-

pflege, fordern wir die Rückkehr aller Einrichtungen in die öffentliche Hand 

und damit in die volle Tarifbindung. Die Corona-Pandemie hat eindrücklich die 

negativen Folgen der Privatisierung aufgezeigt. Wem die Wirtschaftlichkeit 

wichtiger ist als der Gesundheitsschutz der in der Branche Beschäftigten, muss 

sich nicht wundern, wenn es zu wenige Fachkräfte in der Pflege gibt. Wir for-

dern genug Zeit für die Versorgung von Pflegebedürftigen und Kranken. Wir 

fordern Arbeitsbedingungen, die nicht krankmachen, gesetzlich geregelte Per-

sonalschlüssel und eine Rückkehr aller ausgegründeten Servicegesellschaften 

in die Mutterbetriebe. 

 

Weiterhin erachten wir die Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Be-
schäftigung bei öffentlicher Auftragsvergabe als relevant. Die Wiesbadener 
Stadtverordnetenversammlung hatte bereits im Juni 2017 vom Magistrat ge-
fordert, „Maßnahmen zur effektiven Bekämpfung von Schwarzarbeit und ille-
galer Beschäftigung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu entwickeln.“ Bis-
her wurden keine nennenswerten Handlungen verzeichnet. Wir bleiben dabei: 
Wiesbaden braucht eine Kontrollstelle zur Eindämmung von Schwarzarbeit. 
Denn nicht zuletzt sind es die Beschäftigten, die in illegalen Beschäftigungs-
verhältnissen aufgrund niedriger Löhne und schlechter Arbeitsbedingungen 
am meisten leiden. 
 

2. Wiesbaden braucht weiterhin mehr bezahlbaren Wohnraum 
Die Wohnungsmarktsituation in Wiesbaden ist weiterhin stark angespannt. 
Bezahlbarer Wohnraum ist nicht annähernd im nötigen Ausmaß vorhanden. 
Zwischen 2017 und 2022 haben sich die Mieten pro Quadratmeterpreis um 
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rund 13 % auf einen Mittelwert von 11,50 € verteuert. Die Wiesbadener Miet-
haushalte wenden durchschnittlich 31 % ihres monatlichen Nettoeinkommens 
für die Wohnkosten auf.  
Nahezu jeder dritte Miethaushalt weist eine Überbelastung bei den Mieten – 
von über 40 % des Anteils der Wohnkosten am Nettoeinkommen – auf. Das 
ist deutlich über dem bundesweiten Schnitt. 
 
Wir erkennen an, dass die Wiesbadener Stadtregierung aus Bündnis 90/ Die 
Grünen, SPD, Die Linke und Volt die Schaffung von Wohnraum zu einem ihrer 
Schwerpunkte gemacht hat. So konnte zum einen die Zahl der jährlich fertig-
gestellten Wohnungen stetig erhöht werden. Erstmals seit vielen Jahren 
konnte im Jahr 2022 ein Anstieg sozialgeförderter Wohnungen in Wiesbaden 
verzeichnet werden. Diese Anstrengungen müssen weiter intensiviert wer-
den! Denn noch immer ist nicht annähernd ausreichend bezahlbarer Wohn-
raum für Beschäftigte vorhanden. Rund die Hälfte aller Haushalte in Wiesba-
den hat derzeit aufgrund der hohen Mieten Anspruch auf eine öffentlich 
geförderte Wohnung. Das Pestel-Institut sieht einen zusätzlichen Wohnraum-
bedarf für die kommenden Jahre in Höhe von 1.470 fertig gestellten Wohnein-
heiten pro Jahr.  
Die Auswirkungen des Mangels an bezahlbarem Wohnraum zeigen sich nicht 
nur im Geldbeutel der Mieter*innen, sondern erweisen sich auch als wirt-
schaftlicher Standortnachteil - Wenn Wohnen in der Landeshauptstadt für 
Fachkräfte und Auszubildende nicht mehr bezahlbar ist, werden sich diese 
Menschen einen anderen Wohn- und ggf. einen anderen -Arbeitsort suchen 
müssen. 
Die Stadt muss folglich noch stärker als wesentlicher Akteur auf dem Woh-
nungsmarkt in Erscheinung treten, um vor allem Wohnraum für Haushalte mit 
kleinen und mittleren Einkommen sowie für junge Menschen zu schaffen. Ein 
richtiger Schritt ist die Ende 2024 von der Rathauskooperation verabschiedete 
Verlängerung der Mietpreisbremse bei den städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften, auf eine maximale Mietsteigerung von 2% pro Jahr.  
Auch weiterhin muss für Neubauten die Richtlinie eines Mindestanteils von 
40% gefördertem Wohnraum gelten. Diese derzeit nur für die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften geltende Regelung muss auf privatwirtschaftli-
che Bauvorhaben ausgeweitet werden  
Zur Deckung kurzfristiger Wohnungsbedarfe von Fachkräften sollten Apart-
menthäuser zur Verfügung gestellt werden Für dauerhaft ansässige Beschäf-
tigte bieten sich bezahlbare Betriebswohnungen an, wie sie die Horst-
Schmidt-Kliniken ihren Angestellten zur Verfügung stellt. Mit Blick auf den Be-
darf an bezahlbarem Wohnraum für junge Auszubildende hat die Landes-
hauptstadt mit dem Modelprojekt einen Schritt in die richtige Richtung ge-
macht. Um den Bedarf zu decken, muss nun der Bau eines Azubi-Wohnheims 
folgen. 
 
Um die Wohnungsknappheit, die steigenden Miet- und Immobilienpreise im 
Ganzen nachhaltig in den Griff zu bekommen, muss bei Grund und Boden an-
gesetzt werden. Die Kommunen müssen die Kontrolle über Grund und Boden 
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behalten. Nur so kann gewährleistet werden, dass Grund und Boden auf Dauer 
für eine soziale und ökologische Stadtentwicklung genutzt werden können. 
Des Weiteren muss die Landeshauptstadt gegen spekulativen Leerstand von 
Wohnraum vorgehen. Laut Zensus standen im Jahr 2022 rund 5.000 Wohnun-
gen leer. Fast die Hälfte davon länger als ein Jahr. 
 

3. Gute Ausstattung von Kindertagesstätten und (Berufs-)Schulen! 
Ein angemessener Personalschlüssel zur Arbeit mit Kindern in der Betreuung, 
Erziehung und Bildung (Kindertagesstätten) ist altersspezifisch umzusetzen. 
Die Landeshauptstadt Wiesbaden muss das Land Hessen auffordern, entspre-
chende Richtlinien zu erlassen. Dem pädagogischen Personal sollten wöchent-
liche Vorbereitungszeiten sichergestellt werden. Supervision und konzeptio-
nelle Arbeit sollten regelhaft eingeplant werden. Wir erwarten eine 
zeitgemäße digitale Ausstattung für Erzieher*innen, wie z.B. Tablets und 
Homeoffice-Arbeitsplatzausstattung.  
 
Der Zustand einiger Berufsschulen und Schulen ist unzumutbar. Die Sanierung 
der Schulgebäude und der Ausbau sowie Neubau der Gesamtschulen muss 
beschleunigt werden. Für die digitale Infrastruktur werden Administratoren, 
z.B. technische Hausmeister*innen, benötigt. Dringend erweitert werden 
müssen Fortbildungsangebote. Das Medienzentrum der Stadt muss technisch 
und personell ausgeweitet werden. Für gleiche Bildungschancen bedarf es 
größerer Anstrengungen: Mehr Sozialarbeiter*innen, Streetworker*innen 
und Bereuungspersonal müssen zur Minderung der Benachteiligung einge-
stellt werden. Zudem bedarf es einer deutlichen Verbesserung der personel-
len Ausstattung der Schulen mit Hausmeister*innen und Sekretariatskräften, 
um wichtige Aufgaben wie die Instandhaltung der Gebäude, die Sicherstellung 
der technischen Funktionsfähigkeit und damit einen reibungslosen Schulbe-
triebs und die Zunahme von Verwaltungs- und Organisationsaufgaben zu ge-
währleisten. Vor dem Hintergrund gestiegener Anforderungen an technische 
Kenntnisse, digitale Verwaltungsaufgaben, erhöhte Sicherheitsvorgaben und 
des Umgangs mit einer wachsenden Zahl an Schüler*innen, Eltern und Lehr-
kräften fordern wir eine bessere Eingruppierung dieser Beschäftigtengruppen.  
In Bezug auf Privatschulen gilt es, das in Artikel 7 des Grundgesetzes festge-
schriebene Sonderungsverbot einzuhalten. Demnach darf nicht nur eine sozi-
ale oder wirtschaftliche Schicht in solchen Schulen aufgenommen werden. 
Eine Verbesserung der konkreten Situation ist in Wiesbaden notwendig. 
 

4. In Wiesbaden darf es keinen Platz für Rassismus, Antisemitismus und demo-
kratiefeindliche Bewegungen geben Integration 

In Wiesbaden leben Menschen aus rund 170 Ländern. Die Stadtgesellschaft ist 
insofern durch kulturelle und religiöse Vielfalt, aber auch durch ein weitge-
hend konfliktfreies Zusammenleben, geprägt. Viele Wiesbadener*innen enga-
gieren sich gegen Diskriminierungen, wie Rassismus, Antisemitismus und 
Queerfeindlichkeit. Veranstaltungsreihen wie „WIR in Wiesbaden“, die „Inter-
nationalen Wochen gegen Rassismus“, die von der Initiative „Moment Mal 
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Wiesbaden“ und dem Schlachthof initiierte Kampagne „Defend Democracy“, 
die Beratungs- und Bildungsangebote gegen  Antisemitismus der Bildungsini-
tiative Spiegelbild oder die Angebote des Queeren Zentrums ermöglichen es, 
dass sich innerhalb der Stadtgesellschaft demokratiebildend mit Diskriminie-
rung und menschenverachtenden Ideologien auseinandergesetzt werden 
kann und Betroffene von Diskriminierung Unterstützung erhalten. Diese Initi-
ativen geraten jedoch immer wieder in den Fokus rechter Parteien und Grup-
pen. Es gilt daher diesen Initiativen in ihrer Arbeit politisch und finanziell nach-
haltige Unterstützung zukommen zu lassen.  
 

5. Wiesbaden muss mehr für die Gleichstellung der Geschlechter tun! 
Während der Anteil der weiblichen Beschäftigten in der Kernverwaltung der 
Landeshauptstadt bei zwei Dritteln liegt, spiegelt sich dieser Anteil nicht hin-
reichend im Anteil der weiblichen Führungsverantwortlichen wider. Instru-
mente zum Aufspüren von mittelbarer Diskriminierung, wie zum Beispiel dem 
Entgeltgleichheit- und Gleichbehandlungs-Check der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes, sollten zukünftig standardmäßig genutzt werden.  
 

6. Wiesbaden braucht einen starken ÖPNV 
Wiesbaden braucht eine sozial ausgerichtete und ökologisch-nachhaltige Ver-
kehrswende Mit dem hohen Pkwnn-Aufkommen in der Landeshauptstadt ging 
eine - auch im landesweiten Vergleich - extrem hohe Luftschadstoff- und 
Lärmbelastung einher. Eine ökologisch-nachhaltige Verkehrswende kann sich 
als Gewinn an Lebensqualität für die Menschen, Umwelt und Stadtkultur er-
weisen. Da Arbeiten und Wohnen immer häufiger nicht am gleichen Ort statt-
finden, müssen täglich zehntausende Beschäftigte zu ihrer Arbeit pendeln und 
verbringen zu viel Zeit ihres Lebens im Stau. Insbesondere Arbeitnehmer*in-
nen mit Familien stellt dies in ihrem Wunsch nach Vereinbarkeit von Familien-
leben und Beruf vor große Herausforderungen. Ohne die Stärkung des öffent-
lichen Personennahverkehrs (ÖPNV) wird die Verkehrswende in Hessens 
staureichster Stadt jedoch nicht gelingen. Es braucht bessere ÖPNV-Anbin-
dungen der umliegenden Städte und Gemeinden in der Region und einen 
schnelleren Ausbau des Bahnnetzes (wie beispielsweise durch die Reaktivie-
rung der Aartalbahn) sowie gute Anbindungen der Gewerbegebiete inklusive 
der Anpassung der ÖPNV-Taktzeiten an die Schichtsysteme der Beschäftigten. 
 
Um den ÖPNV auch finanziell attraktiver zu machen, fordern wir die Einfüh-
rung eines 365-Euro-Tickets für alle Wiesbadener*innen. Junge Menschen, 
Auszubildende sowie Menschen mit einem Einkommen unterhalb der Armuts-
grenze sollten Anspruch auf eine kostenfreie Nutzung des ÖPNV haben.  
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7. Wiesbaden muss sich für friedensfördernde Maßnahmen einsetzen 
Wiesbaden muss dem Weltfrieden verpflichtet bleiben. Wir begrüßen, dass 
sich Oberbürgermeister Mende im Namen der Landeshauptstadt im Juli 2025 
dem weltweiten Bündnis „Mayors for Peace“ (Bürgermeister für den Frieden) 
angeschlossen und damit ein Zeichen gegen Atomwaffen und für eine friedli-
che Welt gesetzt hat. Den jährlich am 8. Juli stattfindenden „Flaggentag“ sollte 
die Stadt für ein jährliches Friedenshearing nutzen, so wie dies in den 80er 
Jahren am Antikriegstag, dem 1. September, der Fall war. Militärmessen oder 
–kongresse, wie die 2025 im RMCC stattgefundene „Landeuro 2025“ entspre-
chen nicht den Leitlinien der Stadt und sollten zukünftig hier nicht mehr statt-
finden. Demgegenüber sollte die Stadt auf den Frieden bezogene Gedenkver-
anstaltungen, wie den 27. Januar (Befreiung des KZ´s Ausschwitz 1945); den 
8.Mai (Befreiung vom Faschismus 1945), den 15. Mai (Internationaler Tag der 
Kriegsdienstverweigerung); den 6. August und 9. August (Atombombenab-
würfe auf Hiroshima und Nagasaki 1945) sowie den 1.9. (Antikriegstag - Ge-
denken an den Beginn des 2. Weltkrieges am 1. September 1939) unterstüt-
zen.  
 
Aus Kriegsgebieten Geflüchtete müssen in unserer Stadt weiter willkommen 
sein. Gute Wohnverhältnisse, die notwendige Gesundheitsversorgung, der Zu-
gang zu kulturellen Angeboten und das Recht zur Aufnahme von Arbeit und 
der Zugang zu Bildung sind wichtige Grundpfeiler für eine gelungene Integra-
tion. 
 
Wiesbaden ist mit ca. 5000 Soldat*innen der USA und der NATO ein bedeu-
tender Militärstandort und im Kriegsfall ein hervorgehobenes Angriffsziel. Die 
Stadt ist regelmäßig im Gespräch mit den hier stationierten Streitkräften und 
zuständigen, deutschen Behörden. Sie sollte hierbei auch im Interesse der Si-
cherheit der hier lebenden Bevölkerung auf die Notwendigkeit von internati-
onalen Abrüstungsverhandlungen zur Sicherung des Weltfriedens hinweisen. 
Sollten, wie etwa Ende der 80er Jahre, Abrüstungsvereinbarungen zustande 
kommen, könnte etwa die Stationierung weitreichender Raketen mit Befehls-
kommando in Mainz-Kastel unterbleiben oder rückgängig gemacht werden. 
Freiwerdende Militärgelände könnten dann im Sinne einer Konversion für 
kommunale Bedürfnisse nutzbar gemacht werden. 

 


